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Die Neuwahlen sind vor der Thür.
Das bisherigeAbgeordnetenhaus,dessenSitzungen

am 23. Febr. d. J. geschlossenwurden, besaß.das volle
Vertrauen des Landes. Es wurde durch diesenfrüh-
zeitigen Schluß verhindert, die verfassungsmaßigihm
obliegenden Beschlüsseüber die Einnahmen und Aus-

gaben des Staates zu fassen. Es wurde verhindert,
sichüber die schwereKriegsgefahrauszusprechen,die da-

mals schon auf unser Vaterland einzudringenschien.
Jetzt ist dieseGefahr aber größergeworden,als die

Regierung damals wohl dachte. Es ist noch nicht das

Schlimmste, daß wir vor und vielleicht schon in einem

Kriege stehen gegen Kroaten und Slowaken, gegen

Czechenund Ruthenen, gegen Magyaren und Rumänen,
und wie alle die Völker heißen,die den österreichischen
Fahnen folgen. Das unendlich Schlimmere ist,
daß es sich handelt um den schrecklichstenaller

Kriege, um einen Krieg von Deutschen gegen
Deutsche, einen Krieg, ijelchem das deutsche Volk

seinen eigenen Leib zerflelschensoll.

Jn dieser Lage fühlendie»Minister,daß das Kom-
mandowort einer Regierung mcht Alles vermag, daß
man zu den Zwecken eines solchenKrieges nicht unbe-

schränkt über die Armee und das Geld des Volkes

gebieten kann. Darum haben sie in der letztenäußersten
Stunde dem Könige gerathen, sich an das Volk zu
wenden. Sie haben vorgeschlagen,daß es ihm gefallen
Möge, das bisherigeAbgeordnetenhausaufzulösen,und
Uns zur Wahl eines neuen Abgeordnetenhausesauf-
zufordern.

Die »Volksvertretung«,sagen die Minister-, muß
jetzt bekuan Werden, »Um die der Lage des Landes

entsprechend-en Beschlüsse zu fassen-it Sie

wird, sagen sie weiter, die »Stimmung«kund geben«
»welchedas preußischeVolk im jetzigenAugenblickeUnd
mit Rücksichtauf diegegenwärtigeLage der Dinge be-

seelt«« Sie soll- fügt ein regierungsfkeundlichesBlatt

hinzu, zwei Fragen beantworten:

erstens, ,,ob die bisher von der Regierung

Blatt bei dieser Fragestellungsich denkt.

befolgte äußere Politik die Zustimmung und
die Unterstützungdes Volkes verdient«,und

zweitens, ,,ob man in den Personen, denen
der Konigdie Leitung der Geschäfteanvertraut,
die nöthigeKraft und die nöthigeUmsicht zu
findenglaubt, diese Politik bis ans Ende zu
fuhrenund Preußen siegreichaus der drohenden
Krisis hervorgehenzu lassen.«

Wir wissen nicht, was das regierungsfreundliche
« , » » Wohl aber

wissen wir, daß die Wahlerschaften des Landes
beide Fragen mit einem lauten Nein beant-
worten werden, wenn die Vsähler nicht seit den
letzten Kundgebungen ihre Ansichten geändert haben.

Was die ersteFrage betrifft, so hat, wie wir schon
neulichnachwiesen, die ,,äiißerePolitik« des gegen-
wartigeiiMinisteriumses dahin gebracht,daß selbst
der Sieg uper»Oesterreichuns wahrscheinlich
ebenso unglucklich machen würde, wie eine Nie-

derlage, und daß dennoch-J die Erhaltung des
Friedens unter diesem Ministerium schwerlichals ein Glück zu betrachten wäre.

. «Dieäußere Politik der Minister steht aber im
innigstenZusammenhangmit der inneren Politik, die
sie befolgthaben. Die Minister haben bei der Leitung
der-inneren Angelegenheitendes Landes die Ver-
fassung und die Gesetze desselben nicht so verstan-
den,wie das Volk sie versteht. Sie haben für die

Lvohlfahrt des Landes und des Volkes nicht gesorgt
wie wir es für recht und für nothwendighalten. Wie
sie gegen das preußischeVolk verfuhren,so sind sie auch
gegen Schleswig-Holstein und gegen das übrigeDeutsch-
land verfahren.
»

Das neue Abgeordnetenhausdarf daher über die
Innere Politikder Mimster nicht schweigen, wie das

ministerfreundlicheBlatt es verlangt, sondern es muß
uber dasselbesprechen,Und zwar so vernehmlich,
daßNiemand seine Sprache mißverstehen kann.

st) Statt dieses ,,dennoch«war in der vorigen Nummer
durch ein Versehen »demnach«gedrucktworden.



Es muß die erste jener beiden Fragen daher fol-
gender Maßen beantworten:

Die bisher von der Regierung be-

folgte äußere und innere Politik verdient
die Zustimmung und die Unterstützung
des Volkes nicht.

·

Wie die Antwort aus die zweite Frage zu lauten

hat, verstehtsich demnach von selbst. Sie wird lauten:
Der innere und äußereFriede des Lan-

des wird nur dann, dann aber auch sicher,
hergestellt werden« wenn der König
andere und solche Minister ernennt, die
neben seinem Vertrauen auch das Ver-
trauen des Landes besitzen.

Aber — und daran denke ein Jeder unter uns —-

wir werden ein Abgeordnetenhaus, das also
antwortet, und das »die der Lage des Landes«

wirklich »entsprechenden Beschlüsse-« faßt, und
damit uns aus der furchtbaren Lage, in der
das Land und wir Alle uns gegenwärtig be-

finden, wirklich befreit, nur dann bekommen,
wenn zu und bei den bevorstehenden Wahlen
ein Jeder von uns seine Schuldigkeit thut
nach Pflicht und Gewissen.

Wir wiederholen, was wir schon neulich sagten:
Wer aus Selbstsucht oder aus Menschenfurcht
seine Schuldigkeit zu und bei den bevorstehen-
den Wahlen nicht thut, der trägt die Mitschuld
an dem Unglücke des Landes,und es istseine ei ene

Schuld, wenn dies Unglück in seiner schwerten
Gestalt auch auf sein Haupt kommt.

Politische Wochenfchau.
Preußen. Seit unserer letzten Wochenschau ist ein

großesUnd hoch wichtigesEreignißfür unser Vaterland ein-

getreten: Die Regierung hat das Abgeordnetenhaus
aufgelöst. Das Ministerium motivirt diesen Schritt auf
folgende Weise: ,

»Ja den auswärtigen Beziehungen des Landes ist in

Folge der bedrohlichenHaltung, welche mehrereNachbar-
Regierungen gegen Preußen angenommen haben , eine

Spannung eingetreten, welche Ew. Königl.Majestät,nach
den sorgfältigsten»Undausdauerndsten Bemühungenzu ihrer
Beseitigung, in die Nothwendigkeitversetzt hat, umfassende
Vorkehrungen zur Sicherheit des Landes anzuordnen. Das

ehrfurchtsvoll unterzeichneteStaats-Ministerium glaubt unter

diesen Umständen,daß Ew. Königl.Majestät den Augenblick
gekommenhalten werden, die Volks - Vertretung in Gestalt
des AllgemeinenLandtages der Monarchie um den Thron zu
versammeln, um die der Lage desLandes entsprechenden
Beschlüssezu fassen und der Einmiithigkeit,»welchedas Volk
beseelt, wenn es der Erhaltung der Unabhängigkeitund der

Ehre des Landes gilt, den legalen Ausdruck zu«geben.—
Das jetzigeHaus der Abgeordneten, wenn auch seine Mehr.
heit, Angesichtsder Gefahren, welche das Vaterlandbedrohen,
ihre Hingebung an dasselbe gewiß bereitwillig bethäti en

würde, ist doch unter dem Einflusse anderer Verhältnisse
gewähltworden, als diejenigensind, welche heute bestimmend
auf die Wähler wirken müssen.— Ew. Königl.Majestät
werden das Bedürfniß fühlen,die Stimmung zu kennen und

zum Ausdruck gebracht zu sehen, welche das preußischeVolk
im jetzigenAugenblickund mit Rücksichtauf die gegenwärtige
Lage der Dinge beseelt. — Wir glauben deßhalbEw. Königl,
Majestät ehrfurchtsvoll rathen zu sollen, aus Grund des
Art. 51 der Verfassungs-Urkunde vom 31. Januar 1850
das Abgeordnetenhaus aufzulösen, damit unverzüglich
Neuwahlen angeordnet werden können. — Ew. Königl.Maj.
bitten wir daher, die im Entwurfe beigefügteVerordnung wegen
Auslösungdes Hauses der Abgeordnetenvollziehenzu wollen. «

So hat denn das Ministerium in dem Moment, wo
das ganze Volk gespannt der Entwickelungdes auswärtigen
Konfliktes folgt, dasselbe daran gemahnt, daß es den inneren
Konflikt nicht ver essen soll. Diese Mahnung vor allem liegt
nach unserer Ansichtin dem Hinblick auf die bevorstehenden
Neuwahlen. Diese werden aller Wahrscheinlichkeitnach statt-

finden unter Verhältnissen,wie in Preußen und vielleicht
auch in den meisten anderen Staaten noch keine Wahl statt-

gefundenhat. Welchen Einfluß werden die veränderten Ver-
)ältnisseauf die Wahl ausüben? Wird sich das Volk gleich-
gültig zeigen gegen seine Ueberzeugungen und gegen seine
Rechte und nur noch an Krieg denken? Wir glauben, wer

das denkt und darauf spekulirt, der täuscht sich. Gerade
weil der Krieg so schwereOpfer fordert, wird sich unser ge-
wissenhaftes Volk fragen, ob es die Politik billigt, die uns

in diesen Krieg geführthat. Es wird sich ferner fragen,
wie es gekommenist, daß die Wege der Regierung so weit

abgehen von denen, welchedie Wünschedes Volkes bezeichnet
haben und mit dieser Frage steht es wieder von dem inneren

Konflikt, an der Versassungslücke,an dem budgetlosen Zu-
stande. Um diesen Konflikt in verfassungsmäßigerWeise
zum Austrag zu bringen, hat die liberale Partei an das
Ministerium oft das Verlangen gestellt, es möge doch, wenn
es nicht selbst zurücktreten wolle, von dem konstitutionellen
Rechte Gebrauch machen und das Abgeordnetenhausauflösen.
Jetzt hat die Regierung endlich diesen Wunsch er-

füllt, erfüllt in einem Augenblicke,wo es vielleichtnicht
mehr möglichist, daß die Stimme der neugewähltenVolks-
vertreter noch entscheidendin den Lauf der Politik einzugreifen
vermag. Aber das möge das Volk nicht abhalten, seine
Pflichten bei den Wahlen zu erfüllen, sich mit Eifer
daran zu betheiligen und seinen Ueberzeugungen am Wahltisch
Ausdruck zu geben, gerade weil der Staat sich in einer

roßen Krisis befindet. Denn nur dann können die

ZöchstenLeistungen des Volkes möglich gemacht
werden, wenn es vorher sein volles Recht erlangt
hat, wenn»es sich also im Vollgesühl seiner ver-

fassungsmaßigen Freiheit bewegt.
anivischen wirkt die Aussicht auf einen Krieg

schon lebt lähmend auf alle Geschäfte. so daß unancher
brave und redliche Bürger, welcher bis dahin M Kauz

eordneten Verhältnissengelebt hat, verzweiflungsvollin die
Zukunftblickt,da er nicht übersehenkann, ob «er in der näch-
sten Zeit noch sich auf redliche Weise sein Brod
verdienen kann. Außerdemwerden aber auch viele Tausende
von Familien durch die Einzithng Ihrer Mitgliederzu den

Fahnen auf das Furchtbarste in ihren Eriverbsverhältnissen
gestört,und es darf daher nicht Wunder nehmen, wenn an

so manchem Ort die Reserven und Landwehrmännersich un-

muthig zu einem Kriege stellen,bei dem das Herz des Volkes
ni t it.chWcsisdie Ausdehnungund die EinzelheitenderRüstungen
anbetrisst·so wollen wir nur mittheilen, daß die Einziehungen
bis tief in das zweite Aufgebot der Landwehr zurückweier-
und daß die Truppenkonzentrationenin der Richtung nach
der sächsischenund österreichisch-schlesischenGrenze stattsinden.



Bei dem Umfange, welchender drohendeKrieg moglicher
Weise annehmen kann, erwartet man von vielen eiten,daß
die Regierung doch das Bedürfniß fühlen werde, eine Aus-

gleichungdes innern Konflikte zu suchen, und daß deshalb
ein liberales Ministerium eingesetztwerden solle. Wennman

aber dabei daran denkt. daß man zu diesem Zwecke nur

einige Personen zu wechseln brauche, währendder gegen-
wärtige Lenker unserer Politik, der Graf Bismarck, im Amte
bleiben könne- so begeht man nach unserer Meinung einen

schwerenJrrthum, denn das Volk hat nach den jahrelangen
Kämpfen für sein verfassungsmäßigesRecht darauf zu sehen,
daß ihm dasselbenun auch voll gegeben werde, und zwar so,
daß es die Sicherheit des Besitzes genießt. Das scheint uns

unter dem Grafen Vismaick nicht möglich,wenn auch seine
Freunde verbreiten, er sei eigentlich ein ,,liberaler Mann«.

Mit dem ,,heidenmäßigvielen Gelde«,über das unsere
Regierung angeblichversügt,scheint es nicht weit her zu sein,
denn schonjetzt werden Versuche·gemacht,das Landvolkdazu
zu bewegen, die Steuern auf ein halbes Jahr im Voraus
zu bewilligen. Man sindet jedochsehr wenig Bereitwilligkeit,
von allen Seiten wird die Antwort gegeben:Wenn die

Regierung Geld braucht, so soll sie sich an das
Abgeordnetenhaus wenden; dieseshatverfassungsmaßig
das Recht zur Geldbewilligungz bewilligt dieselbe der Re-

gierung Geld, so wollen wir es gern bezahlen-sonst nlchki

Jn Berlin hatte die Regierung vor kurzem sieben Stadt-

die Stadtverordnetenversainmlung hat
sie wieder gewählt und gleichzeitigeineBeschwerdean das

Ministerium eingereicht. etzt»hat die Regierung sechs von

jenen sieben Stadträthen bestatigt. »

Jn Folge des Obertribunals -Beschlusses vom
29. Januar ist nun wirklich die Untersuchunggegen die

Abg. Freiizel und Twesten eingeleitet worden. Gegen
Frenzel hat schon die Verhandlun vor dem Gericht zu Guni-
binnen stattgefunden, und hat da selbe, ohne auf die Anklage

·

selbsteinzugehen, auf Grund des Artikels 84 der Verfassung
auf Freisprechungerkannt.

·

Die Regierung hat sichdurch den allgemeinenNothstand
veranlaßtgesehen,die »Wuchergesetzeaufzuheben,aber lei-

der hat sie dies nicht in vollemUmfange gethan,sondern es

bleiben die bisherigen Zinsbeschränkungen»fur D«arlehen,

zu
deren Sicherheit Grundeigenthum verpfandet wird, be-

te e
. . ·

häachsetnEs herrschtallgemeJnim ganzen Landeeine

große Abneigung gegen einen etwaigenKrieg, was leicht er-

klärlich ist, da Sachsen wahrscheinlichder Schauplatz des

Kampfes sein dürfte. ,

Hannovcix Die HannöverscheRegierunghat jetzt auch,
wie man sagt, ge· en PreußenPartei genommen, so daß von

allen deutschen taaten nur MecklenburgUnd Oldenburg
auf der Seite Preußens stehen. Dls HaltungHannovers
ist sowohl für Oesterreichals auchka Preußenvon der

höchstenWichtigkeit,denn den Oestekkelchekngewahrt Hannover
eventuellen Schutz für die isolirt in HolsteinstehendenTruppen,
und »fürPreußen ist das Bündniß Hannoversfast noth-
WendlgWegen der Verbindung der östlichenund westlichen
Hälfte des Reiches.

OestekkcichsDie Rüstungenwerden in ganz Oesterreich
mit ungeheurem Eifer betrieben. Allenthalbenwerden«Frei-
willigen- Korps gebildet, ja man ist sogar mit der Bildung
Wer polnischenLegi beschäftigt,durch welcheman wohl
hauptsächlichden Nuosieiyfalls diese sich gegen Oesterreich
erklären würden, Unannehmlichkeitenbereiten will. Wie es
den Anscheinhat, ist man in Wien mehr darauf bedacht, im

Norden als im Süden großeTruppenmassenanzusammeln,

räthe nicht bestätigt;

wodurch die Gerüchte von einem beabsichtigtenVerkauf
Venetiens an Jtalien sehr an Bedeutung gewonnen haben.

Italien. Der junge Staat macht die größten An-

strengungen, um ein Heer auf die Beine bringen zu können,
welches den Oesterreichern Stand halten kann. Die Ve-

geisterung, welchedas Volk in der ganzen Halbinsel für den

Krieg zeigt, beweist sehr klar, wie sehr die Konsolidationdes

neuen Staates um sich gegriffen hat. —- Garibaldi hat
das Kommando der Freischaaren übernommen.

Die augenblickliche Lage und das Landwehrfyftem.
Das Elends Welches ein Krieg über ein Land bringen

kann, das durch FleißUnd Arbeit zu einem erfreulichen
Wohlstande gelangt ist, wissennur die älteren Leute in

unserem Staate zu wurdigen. Sie haben es erlebt, welche
Noth das Land während und noch lan e nach den Nape-
leoiiischen Kriegen erduldet hat, und sie önnen Jedem, der

sich darüber Auskunftverschaffen»1vill,davonerzählen. Da
kann man hören, wie der kraftigste Theil der Bevölkerung
dem Lande fortdauernd entzogen wurde, wie durch die

Stockungen im Handel und Verkehr der Wohlstand vieler

Tausend und Abertausend Familien vernichtet wurde,
wie durch die hohen Steuern und die Kriegskontributionen
die Einwohner des Landes verarmten, und wie lange
Zeit nach-dem Kriege das erschöpfte Land ge-
brauchte, um sich von den tiefen Wunden zu
erholen.

Dank dem Fleiße und der Betriebsamkeit unseres Volkes,
hat Preußen in bewundernswürdigerWeise die Folgen jener
Kriege im Anfane dieses Jahrhunderts verschwinden ge-
macht. Während enachbarteStaaten nur langsam und all-

mählig den zerrüttetenWohlstand ihrer Völker wiederher-
stellten, ist Preußen zu einer im Verhältniß zu
seiner Größe und seinen natürlichen Hilfsquellen
ungeahnten Wohlhabenheit empor-geblüht, so daß
es in dieser Beziehung viele größere undlgünstigere von der
Natur bedrohte Staaten weit überragt.

Dieser Wohlstand verlangt aber eine sorg-
fältige Pflege, damit er nicht schnell in sich zusammen-
stürze. Da er nicht auf Bodenreichthumoder dergl. beruht,
sonderneinzig und allein durch dieArbeitdes Volkes
geschaffen ist, so war seine Entwickelungnatürlich nur

dadurchmöglich,daßman die Arbeitskraft des Staates
»so wenig wie möglich zu unproduktiven Zwecken

verwendete, d. h. daß man ein Militärsystemwie das im
Gesetz vom 3. Sept. 1814 enthaltene zur Anwendung
brachte. Es genügtedies Militärsystemden Anforderungen,
welche man an die Vertheidigungsfähigkeitdes Staates
stellte- und gestattete doch dabei der industriellen Thätigkeit
volle Entfaltung,währendes zugleichdie finanziellen Kräfte
des Landes schonte. Natürlichmuß nun aber auch, da die
Bedeutsamkeitunserer Jndustrie wesentlich auf der Verfüg-
barkeitüber eine genügendeMenge von Arbeitskräftenberuht,
diese Jndustrie empsindlichdavon berührtwerden, wenn ihr
plötzlich,wie dies bei einem ausbrechendenKriege geschehen
muß, eine großeAnzahl von Arbeitskräftenentzogen wird.

Rechnet man nun dazu, daß in solcher Zeit sich die

finanziellenAnforderungen, welche die Regierung an das
Volk stellen MUßr lehr schnell steigern, so kann man leicht
einsehen, wie nicht nur die Industrie, diese Quelle unseres
Reichthums,stocken, sondern wie auch der erworbene Reich-
thum sichschnellvermindern wird.

-

Ein Vorspiel zu diesen Erscheinungen sehen wir leider

jetzt schon, ehe wir uns noch im Kriege befinden.
Von allen Orten des Landes gelangt die Kunde zu uns daß



der Handel und Verkehr stocken und daßviele Tau-

sende von Arbeitern brodlos werden. Diese Arbeiter

müssennun nothgedrungen die Ersparnissevieler Jahre voll

Mühe und Arbeit aufzehren, und sehen die traurige Zukunft
vor Augen, daß sie, sobald»nicht sehr bald eine Aenderung
eintritt, der öffentlichenMildthätigkeitanheimfallen. Aber

nicht sie allein trifft der Schaden. Die plötzlicheUnd so be-

deutende Entwerthung aller Besitze, verbunden mit der

Stockung des Krediteöhat auch einen großen Theil der

Kaufleute, Fabrikanten und Handwerker in ihren
Verinö ensverhaltnifsen so weit zurückgebracht,
daß sie aum In der Lage sind, ihren Verpflichtungennach-
zukommen, und daß es ihnen schwerlichmöglich sein wird,
großenAnforderungendes Staates an die sinanzielleKraft
des Volkes zu genügen.

«

Diese Verhältnissezeigen sich jetzt thatsächiichJedem, der

leer Augen nicht verschließenwill, und ermahnen zu der

Betrachtung: wie das werden wird, wenn erst ein Krieg
ausbricht, dessenDauer und Ende sich in keiner Weise vor-

aussagen läßt?
Wir wollen hier nicht auf eine Schilderung solcherZu-

stände,die sichJeder selbst ausmalen kann, eingehen,sondern
nur eine kurze, aber für unseren inneren Verfassungskonflikt
überaus wichtige Betrachtung daran knüpfen.

Wir sind ganz überzeugt,daß so mancher Vertheidiger
der Reorgauisation auf die geschildertentraurigen Erschei-
nungen, die sich jetzt schon vor dem Kriege zeigen, hinweisen
und sagen wird: »Seht, das sind die Folgen Eures

vielgerühmten Landwehrsystemsl Hätlen wir die

Reorganisation ausführen können,ja, wäre es uns gestattet
ewesen, zu einem Wehrsystem urückzukehren,wie es in

Frankreichgilt, so würde jetzt die törung eines Krieges für
unseren Handel und Verkehr nur eine sehr geringesein.«Das bestreiten wir aus das ntschiedenste.
Unter allen Umständen würde die mit der Befürchtung
eines Krieges verbundene Kreditstörungund Stockung der

Handelsbeziehungen sehr fühlbar werden, und wenn wirklich
ein merkbarer Unterschied sich zeigen könnte, so würde es nur

darin seinen Grund haben, daß die Uebelständesich bei dem

Landivehrsysteinschneller bemerkbar machen, und daß sich bei

einem anderen Militärshstem unser Wohlstand überhaupt
nicht hätte zu einer solchen Höhe entwickeln können,wie dies

geschehenist, und daßdeßhalbdie Verluste weniger bedeutend

gewesen sein würden.
Aber selbst zugegeben, daß jene Behauptung der Ver-

theidiger der Reorganisation im Wesentlichen richtig ist, oder

daß man einen besonderen Werth darauf legt, daß sich bei

Einführung der« Reorganisation die traurigen Wirkungen
eines Krieges erst später zeigen würden, so kann dies unser
Urtheil über den Werth«desaLandwehrsystemsund der Reor-

ganisation in keiner Weise andern.

Für uns besteht der Werth des Landwehrsystems
in zwei Punkten. Erstens in dem Umstande, daß es eine

genügende Vertheidigungökrast für das Land

schafft, ohne dem Lande im Frieden verhältnißmäßiggroße
sinanzielle Opfer aufzuerlegen und ohne ihm mehr Arbeits-

kraft zu entziehen, als unumgänglichnothwendig ist. Dadurch
wird der Wohlstand des Landes gefördertund dasselbefähig
gemacht, die Opfer und Lasten eines Krieges zu tragen.
Die Opfer und Lasten eines Krieges sindaber an

sich unter allen Umständen so bedeutend, die Gräuel,
welche ein Krieg mit sich bringt, so furchtbar, daß jene vor-

läusigssich zeigende traurige Erscheinungen alsdann ganz

unbedeutend erscheinen,und deßhalbsehen wir zweitens einen
wesentlichenVortheildes Landwehrsystemsin dem Umstande,
daß sich der Einfluß des Krieges auf den Wohl-
stand des Landes augenblicklichauf eine sehr empfind-
liche Weise bemerkllch macht. Es ist dies ein

Mahnruf, welchervor jedem«Kriege warnen wird, der

nicht einzig und allein iin Jnteresse des Volkes
und unter dessen allgemeinster Billigung geführt
wird. Nur dann wird das Volk diese nicht zu vermeidenden

Opfer freudig tragen, denn nur dann läßt sich hoffen, daß
durch den Krieg etwas erreicht wird, was dem Volke des

Opfers werth scheint.
An diesen wesentlichenGesichtspunkt bei Entscheidungder

Frage: ,,Ob Reorganisation, ob Landwehr?« mahnt
uns die gegenwärtigeZeit in dringenster Weise, und wir

hielten es deßhalb, besonders angesichts der bevorstehenden
Neuwahlen, für unsere Pflicht, unseren Leseru dieses Ver-
hältniß noch einmal vor die Augen zu führen.

Die Betheiligung des Wiilitärs bei den Wahlen.

»

Jn Folge verschiedener Anfragen an uns theilen wir hier
die betreffenden Paragraphen der Verordnung über die Aus-

führungder Wahl der Abgeordnetenzur 2. Kammer vom 30.

Mai 1849 und des Regleinents zu dieser Verordnung mit.

§. 9 der Verordnung lautet:

»Die Militärpersonen des stehenden Heeres und die

Stamm-Mannschaften der Landwehrwählenan ihrem Stand-

orte, ohne Rücksichtdarauf, wie lange sie sich an demselben
vor der Wahl aufgehalten haben. Sie bilden, wenn sie in
der Zahl von 750 Mann oder darüber zusammenstehem
einen oder mehrere besondere Wahlbezirke. Landwehrpflichtige,
welche zur Zeit der- Wahlen zum Dienste einberufen sind
wählenan dem Orte ihres Aufenthaltes für ihren Heimatth
Bezirk.«
§. 8 des Reglements lautet:

»Aus der Abtheilun slifte des Urwahlbezirks wird für
jeden einzelnen landwegrpflichtigenUrwähler, welcher zur
Zeit der Wahl zum Dienste einberufen ist, ein Auszug ge-

macht. Derselbe muß enthalten:
a) den Namen und Wohnort des Urwählers,
b) den Steuerbetrag, mit welchem er zum Ansatzgekom-

men ist«
c) kmEssezirkund die Abtheilung, für welche er zu wäh-

en a,

d) die Zahl der von der Abtheilungzu wählendenWahl-
manner.

Dieser Auszug ist dem stellvertretenden Landwehr-
Bataillons-Kommandeur mit dem Ersuchen zu überfendely
ihn- Behufs der Ausfüllung der Namen der Wahlmänner

durch die landwehrpflichtigenUrwähler,an den Kommcmdeuk

desjenigen Bataillons gelangen zu lassen, zu welchemdie-

selben einberufensind. »

Auf demselben Wege gelangt der ausgefullteAuszug zu-
rück,und ist die Requisition, so wie »dieErledigungderselben
so zu beschleunigen,daß die ausgefullten Auszügenoch vor

desinWahltermin in den Händen des Wahl-Kommissars sich
be nden.

Dasselbe Verfahtes1findet statt, wenn bei engeren
Wahlen eine nochmaligeStimmen-Abgabe .der-Landwehr-
männer erforderlichwerden sollte, un sind in diesemFalle
aus dem Auszuge die Namen derjeni n Kandidaten zu ver-

merken, auf welche die Stimmgebung sich nur erstrecken
darf.«
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